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SPRUCH 

Mit dem, was du selbst tun kannst, bemühe nie andere. 

Thomas Jefferson; 1743 - 1826, US-amerikanischer Jurist, Gutsbesitzer und 3. Präsident der USA 

 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  

 

Überschreiten der Höchstarbeitszeit durch 

zweite Arbeitsstelle 
  

Arbeitszeit im Sinne des Arbeitszeitgesetzes (ArbZG) ist die Zeit vom Beginn bis zum 

Ende der Arbeit ohne die Ruhepausen. Arbeitszeiten bei mehreren Arbeitgebern sind 

zusammenzurechnen. Die werktägliche Arbeitszeit der Arbeitnehmer darf 8 Stunden 

nicht überschreiten. Sie kann auf bis zu 10 Stunden nur verlängert werden, wenn in-

nerhalb von 6 Kalendermonaten oder innerhalb von 24 Wochen im Durchschnitt 8 

Stunden werktäglich nicht überschritten werden. Bei dieser Regelung im ArbZG han-

delt es sich um ein Verbotsgesetz. 

 

Führt der Abschluss eines zweiten Arbeitsvertrags mit einem anderen Arbeitgeber 

dazu, dass der Arbeitnehmer die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit von 48 Stun-

den überschreitet, hat dies grundsätzlich die Nichtigkeit des zuletzt abgeschlossenen 

Arbeitsvertrags zur Folge, entschieden die Richter des Landesarbeitsgerichts Nürn-

berg in ihrem Urteil vom 19.5.2020. 

 

Der Fortbestand des Arbeitsvertrags unter Reduktion der vereinbarten Arbeitszeit 

auf das gesetzlich noch zulässige Maß kommt nur in Betracht, wenn sich insoweit 

eindeutig ein übereinstimmender hypothetischer Wille beider Vertragsparteien fest-

stellen lässt. 

 
 
 
 
 

 
 

  



 
Familienrecht/Erbrecht 
 

 

Kündigung wegen Eigenbedarfs des Ex-Ehe-

partners 
  

In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) entschiedenen Fall war eine Immobilie seit 

Sommer 2001 vermietet. 2015 verkaufte der Hauseigentümer das Einfamilienhaus 

an seinen Sohn und dessen Ehefrau, die zu dem Zeitpunkt getrennt lebten und die 

Scheidung beantragt war. Im Mai 2017 kündigte das mittlerweile geschiedene Ehe-

paar den Mietern wegen Eigenbedarfs. Die Ex-Frau wollte mit den gemeinsamen 

Kindern und ihrem neuen Lebenspartner in das Haus einziehen. 

 

Grundsätzlich besteht bei dem Verkauf einer vermieteten Wohnung an mehrere Er-

werber eine Kündigungssperre von drei Jahren. Diese gilt jedoch nicht, wenn die 

Käufer einer Familie angehören. Als Anknüpfungspunkt dafür, wie weit der Kreis der 

Familienangehörigen zu ziehen ist, hat der BGH die Wertungen der Regelungen über 

ein Zeugnisverweigerungsrecht aus persönlichen Gründen herangezogen. Damit 

zählen diejenigen Personen, denen das Prozessrecht ein Zeugnisverweigerungsrecht 

aus persönlichen Gründen gewährt, zur Familie, zu deren Gunsten eine Eigenbe-

darfskündigung ausgesprochen werden kann. Hierunter fallen Ehegatten auch dann, 

wenn sie getrennt leben, ein Scheidungsantrag bereits eingereicht oder die Schei-

dung vollzogen ist. Somit durfte gegenüber den Mietern die Kündigung wegen Ei-

genbedarfs ausgesprochen werden. 

 
 

Sonstiges 
 

Steuerliche Verbesserung für Menschen mit Be-

hinderungen 
  

Im Behinderten-Pauschbetragsgesetz verabschiedete der Bundesrat neben der An-

passung der Behinderten-Pauschbeträge auch Steuervereinfachungen, die Steuer-

pflichtige mit Behinderung von Nachweispflichten entlasten. Darüber hinaus entfal-

len die Anspruchsvoraussetzungen zur Gewährung eines Behinderten-Pauschbetrags 

bei einem Grad der Behinderung unter 50. Die Regelungen gelten ab dem Veranla-

gungszeitraum 2021. 

 

Steuerpflichtige mit Behinderung haben die Möglichkeit Kosten, die zur Bewältigung 

ihres Alltags als außergewöhnliche Belastungen anfallen, steuerlich geltend zu ma-

chen. Sie können zwischen Einzelnachweisen oder, zur Vereinfachung, zwischen ei-

nem ansetzbaren Pauschalbetrag wählen. Die Behinderten-Pauschbeträge wer-

den auf maximal 2.840 € erhöht. Der Betrag hängt maßgeblich vom festgestellten 

Grad der Behinderung ab. In besonderen Fällen erhöht sich der Pauschalbetrag auf 

7.400 €. 

 



Für außergewöhnliche Belastungen, die durch die häusliche Pflege einer Person ent-

stehen können, kann mit dem Pflege-Pauschbetrag ebenfalls eine Pauschalierung 

erfolgen. Der Betrag wurde ebenfalls angehoben und beträgt nun maximal 1.800 

€. Der Betrag richtet sich am Pflegegrad der zu pflegenden Person aus. Der Pau-

schalbetrag kann geltend gemacht werden, wenn die pflegende Person dafür keine 

Einnahmen erhält. Das Pflegegeld, dass Eltern eines Kindes mit Behinderungen für 

dieses Kind empfangen, wird dabei nicht als Einnahme angerechnet. 

 

Darüber hinaus wird eine behinderungsbedingte Fahrtkosten-Pauschale einge-

führt. Sie kann bis zu einer Höhe von 900 € von Menschen mit einem Grad der 

Behinderung von mindestens 80 oder mit einem Grad der Behinderung von mindes-

tens 70 und einer erheblichen Gehbehinderung in Anspruch genommen werden. 

 

Für Menschen mit einer außergewöhnlichen Gehbehinderung sowie für 

blinde und hilflose Personen gilt eine Obergrenze von maximal 4.500 € 

jährlich. Die Pauschale gilt anstelle der bisher individuell ermittelten Aufwendungen 

für Fahrtkosten und ist unter Abzug der zumutbaren Belastung zu berücksichtigen. 

 

 


